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350. Bundesgesetz: 39. Gehaltsgesetz-Novelle, Änderung des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979, des
Vertragsbedienstetengesetzes 1948 und des Bundeslehrer-Lehrverpflichtungsgesetzes
(NR: GP XV RV 1128 AB 1156 S. 120. BR: AB 2546 S. 426.)

3 5 0 . Bundesgesetz vom 29. Juni 1982, mit
dem das Gehaltsgesetz 1956 (39. Gehaltsge-
setz-Novelle), das Beamten-Dienstrechtsgesetz
1979, das Vertragsbedienstetengesetz 1948
und das Bundeslehrer-Lehrverpflichtungsge-

setz geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54, zuletzt

geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 565/1981, wird wie folgt geändert:

1. Im § 59 wird folgender Abs. 14 eingefügt:

„(14) Im Polytechnischen Lehrgang gebührt den
Lehrern für die Dauer einer der nachstehenden
Verwendungen eine Dienstzulage. Die Dienstzu-
lage beträgt für

1. Lehrer in den Unterrichtsgegenständen
Deutsch beziehungsweise Mathematik
a) 400 S, wenn sie in einer Schülergruppe

oder Klasse leistungsdifferenzierten
Unterricht erteilen,

b) 500 S, wenn sie in zwei oder mehr Schü-
lergruppen oder Klassen leistungsdiffe-
renzierten Unterricht erteilen,

2. Fachkoordinatoren für die Unterrichtsgegen-
stände Deutsch beziehungsweise Mathematik
400 S, sofern an der betreffenden Schule der
Unterricht in Deutsch beziehungsweise
Mathematik in mindestens fünf Schülergrup-
pen erfolgt,

3. Leiter eines Polytechnischen Lehrganges als
selbständige Schule und Lehrer, die mit der
Leitung einer solchen Schule betraut sind,
400 S,

4. Leiter einer sonstigen allgemeinbildenden
Pflichtschule mit angeschlossenem Polytech-
nischem Lehrgang und Lehrer, die mit der
Leitung einer solchen Schule betraut sind,
200 S.

Der Anspruch nach den Z 1 bis 4 besteht auch
während des Beobachtungszeitraumes, der am
Beginn des Schuljahres der Einstufung in die ein-
zelnen Leistungsgruppen vorangeht."

2. Im § 59 erhalten die bisherigen Abs. 14 bis 18
die Bezeichnung „(15)" bis „(19)".

3. Es werden ersetzt:
a) im neuen § 59 Abs. 15 die Zitierung „Abs. 9

bis 13" durch die Zitierung „Abs. 9 bis 14";
b) im neuen § 59 Abs. 18 die Zitierung

„Abs. 15" durch die Zitierung „Abs. 16";
c) im neuen § 59 Abs. 19 die Zitierung „Abs. 1

bis 7, 9 bis 13 und 15" durch die Zitierung
„Abs. 1 bis 7, 9 bis 14 und 16".

4. Die §§ 60 a und 61 erhalten folgende Fassung:

„ E r z i e h e r z u l a g e
§ 60 a. (1) Lehrern (Erziehern), die
1. im vollen Ausmaß der Lehrverpflichtung eines

Lehrers oder
2. neben ihrer unterrichtlichen Verwendung im

Ausmaß von mindestens drei Viertel ihrer
Lehrverpflichtung

als Erzieher an Internatsschulen oder Schülerhei-
men des Bundes oder an gleichartigen Anstalten
verwendet werden, gebührt — sofern nicht § 10
Abs. 9 BLVG anzuwenden ist. — für die Dauer der
Verwendung eine Erzieherzulage.

(2) Die Erzieherzulage beträgt:

(3) Durch die Erzieherzulage werden abgegol-
ten:

1. 1,5 neunstündige Nachtdienste je Woche und
2. alle sonstigen Dienstleistungen, die auf Grund

der Tätigkeit als Erzieher zu erbringen und
gemäß § 10 BLVG nicht auf die Lehrver-
pflichtung anzurechnen sind.

(4) Bei Verwendung am Bundes-Blindenerzie-
hungsinstitut, am Bundesinstitut für Gehörlosenbil-
dung oder an der Höheren Technischen Bundes-
lehranstalt und Bundes-Handelsschule Wien V
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werden abweichend vom Abs. 3 durch die Erzieher-
zulage abgegolten:

1. ein neunstündiger Nachtdienst je Woche und
2. alle sonstigen Dienstleistungen, die auf Grund

der Tätigkeit als Erzieher zu erbringen und
gemäß § 10 BLVG nicht auf die Lehrver-
pflichtung anzurechnen sind.

(5) Lehrern, die neben ihrer unterrichtlichen
Verwendung zwar nicht in dem im Abs. 1 Z 2 ange-
führten Ausmaß, aber mindestens im Ausmaß von
drei Achtel ihrer Lehrverpflichtung als Erzieher an
Internatsschulen oder Schülerheimen des Bundes
oder an gleichartigen Anstalten verwendet werden,
gebührt — sofern nicht § 10 Abs. 9 BLVG anzu-
wenden ist — für die Dauer der Verwendung eine
Erzieherzulage im halben Ausmaß der im Abs. 2
angeführten Ansätze.

(6) Durch die im halben Ausmaß gebührende
Erzieherzulage werden abgegolten:

1. 0,75 neunstündige Nachtdienste je Woche
und

2. alle sonstigen Dienstleistungen, die auf Grund
der Tätigkeit als Erzieher zu erbringen und
gemäß § 10 BLVG nicht auf die Lehrver-
pflichtung anzurechnen sind.

(7) Bei Verwendung am Bundes-Blindenerzie-
hungsinstitut, am Bundesinstitut für Gehörlosenbil-
dung oder an der Höheren Technischen Bundes-
lehranstalt und Bundes-Handelsschule Wien V
werden durch die im halben Ausmaß gebührende
Erzieherzulage abweichend vom Abs. 6 abgegolten:

1. 0,5 neunstündige Nachtdienste je Woche und
2. alle sonstigen Dienstleistungen, die auf Grund

der Tätigkeit als Erzieher zu erbringen und
gemäß § 10 BLVG nicht auf die Lehrver-
pflichtung anzurechnen sind.

(8) Das in den Abs. 3, 4, 6 und 7 jeweils unter
Z 1 angeführte Erfordernis gilt auch dann als
erfüllt, wenn diese Nachtdienste zwar nicht tatsäch-
lich je Woche, wohl aber in einem längeren, für die
Diensteinteilung maßgebenden Zeitraum (mehrwö-
chiger Durchschnitt im Sinne des § 48 Abs. 4 BDG
1979) in der Anzahl zu erbringen sind, daß sich ein
den betreffenden Bestimmungen entsprechender
Durchschnittswert ergibt.

(9) Nachtdienste, die zur Gänze oder zum Teil
auf Sonn- oder Feiertage fallen, werden durch die
Erzieherzulage in den Abs. 3, 4, 6 und 7 nicht abge-
golten.

(10) Lehrern, die mit weniger als dem Ausmaß
von drei Achtel ihrer Lehrverpflichtung als Erzieher
verwendet werden, gebührt keine Erzieherzulage.

(11) Auf die Vorrückung in die höheren Zula-
genstufen sind die §§ 8 und 10 mit der Abweichung
sinngemäß anzuwenden, daß die Frist für die Vor-
rückung vier Jahre beträgt. Hiebei sind Zeiten, die
in einer Verwendung zurückgelegt wurden, die den
Anspruch auf die volle Erzieherzulage gewährt hat

oder gewährt hätte, voll, wenn die Verwendung
aber nur Anspruch auf die halbe Erzieherzulage
gewährt hat oder gewährt hätte, zur Hälfte für die
Vorrückung in die höhere Zulagenstufe anzurech-
nen.

(12) Von der Erzieherzulage und dem der Erzie-
herzulage entsprechenden Teil der Sonderzahlung
ist der Pensionsbeitrag zu entrichten.

V e r g ü t u n g für M e h r d i e n s t l e i s t u n g

§ 61. (1) Wird durch dauernde Unterrichtsertei-
lung sowie Einrechnung von Nebenleistungen nach
§ 9 BLVG und Einrechnung von Erziehertätigkei-
ten und Aufsichtsführung nach § 10 BLVG das
Ausmaß der Lehrverpflichtung überschritten, so
gebührt hiefür dem Lehrer an Stelle der in den
§§16 bis 18 angeführten Nebengebühren eine
besondere Vergütung.

(2) Bei Lehrern, auf die das BLVG anzuwenden
ist, sind der Bemessung der Vergütung die Wertein-
heiten zugrunde zu legen, um die das Ausmaß der
Lehrverpflichtung überschritten wird.

(3) Bei Lehrern, auf die Abs. 2 nicht anzuwenden
ist, sind für die Bemessung der Vergütung Mehrlei-
stungswochenstunden nach dem für sie geltenden
Ausmaß der Lehrverpflichtung mit den Werteinhei-
ten zu berücksichtigen, die sich aus der Teilung der
Zahl 21 durch die um 1 erhöhte Wochenstunden-
zahl des Ausmaßes der betreffenden Lehrverpflich-
tung ergeben.

(4) Die Vergütung beträgt für jede volle Wert-
einheit im Monat 6,8 vH des Gehaltes des Lehrers;
für die Berechnung dieser Vergütung sind Ergän-
zungszulagen, Teuerungszulagen, die Dienstalters-
zulage und die Dienstzulage nach § 58 Abs. 4 bis 8,
§ 59 Abs. 3 bis 7, 9 bis 13, §60 und § 85 b dem
Gehalt zuzurechnen.

(5) Die Vergütung nach Abs. 1 gebührt auch den
Lehrern, die zur Vertretung eines vorübergehend
an der Erfüllung seiner lehramtlichen Pflichten
oder seiner Erziehertätigkeit gehinderten Lehrers
herangezogen werden, wenn der Grund oder
unmittelbar aufeinanderfolgende Gründe der Ver-
hinderung länger als drei aufeinanderfolgende
Kalendertage besteht beziehungsweise bestehen.
Die Vergütung gebührt in diesem Fall ab dem
ersten Tag der Vertretung und beträgt für jede
Unterrichtsstunde 25 vH der gemäß Abs. 1 bis 4 für
den Monat gebührenden Vergütung.

(6) Abs. 5 gilt für Lehrer, die an Internatsschulen
oder Schülerheimen des Bundes oder an gleicharti-
gen Anstalten verwendet werden und die zur Ver-
tretung eines vorübergehend an der Erfüllung sei-
ner Erziehertätigkeit gehinderten Lehrers herange-
zogen werden, mit der Maßgabe, daß an die Stelle
der mehr als dreitägigen Dauer des Grundes oder
der Gründe der Verhinderung das Erfordernis min-
destens einer vollen Vertretung durch den vertre-
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tenden Lehrer während der Dauer dieser Verhinde-
rung tritt. Eine volle Vertretung liegt dann vor,
wenn der Lehrer die Vertretung zumindest vom
Ende des Vormittagsunterrichtes bis zum Beginn
des Nachtdienstes übernimmt.

(7) Die Vergütung für dauernde Mehrdienstlei-
stungen nach Abs. 1 ist für die Zeit einer nach
Abs. 5 oder 6 zu vergütenden Vertretung einzustel-
len. Dies gilt nicht, soweit die Verhinderung in der
Teilnahme an Schulveranstaltungen (§13 des
Schulunterrichtsgesetzes, BGBl. Nr. 139/1974)
oder in der von der Dienstbehörde genehmigten
Teilnahme an Fortbildungs- oder Schulungsveran-
staltungen begründet ist.

(8) Die Vergütung nach Abs. 1 gebührt auch
Lehrern, die an Internatsschulen oder Schülerhei-
men des Bundes oder an gleichartigen Anstalten
verwendet werden und die vorübergehend — aber
nicht zu Vertretungszwecken — zu Mehrdienstlei-
stungen herangezogen werden. Auf das Ausmaß
der Vergütung ist Abs. 5 letzter Satz anzuwenden."

5. Nach § 73 a wird eingefügt:

„ D i e n s t z u l a g e

§ 73 b. (1) Dem exekutivdiensttauglichen
Wachebeamten der Verwendungsgruppe W 2, der
eine in der Anlage 1 Z 12.3 zum BDG 1979 ange-
führte Grundausbildung erfolgreich absolviert hat
und ständig mit der Wahrnehmung der Aufgaben
einer im Abs. 2 angeführten Richtverwendung oder
einer gemäß Abs. 3 gleichzuhaltenden Verwendung
betraut ist, ist für die Dauer der Betrauung mit die-
ser Verwendung eine ruhegenußfähige Dienstzu-
lage von 400 S zuzuerkennen. Diese Dienstzulage
ist auch dem exekutivdiensttaüglicheh Wachebeam-
ten der Verwendungsgruppe W 1 zuzuerkennen.
Die Zuerkennung bedarf der Zustimmung des Bun-
deskanzlers und des Bundesministers für Finanzen.

(2) Richtverwendungen im Sinne des Abs. 1 sind:
1. im Gendarmeriedienst

Kommandant eines Gendärmeriepostens,
Sachbearbeiter, wenn er auch unmittelbarer
Vertreter des Kommandanten eines Gen-
darmeriepostens mit einem Personalstand von
mindestens 7 Beamten ist,
Sachbearbeiter, wenn er auch zweiter Vertre-
ter des Kommandanten eines Gendarmeriepo-
stens mit einem Personalstand von mindestens
16 Beamten ist,
Sachbearbeiter, wenn er auch dritter Vertreter
des Kommandanten eines Gendarmeriepo-
stens mit einem Personalstand von mindestens
25 Beamten ist,
Gruppenkommandant bei einer Kriminal-
oder Verkehrsabteilung oder deren Außen-
stelle,
Sachbearbeiter in einer Bereichsabteilung,

2. im Sicherheitswachdienst
Wachkommandant in einem durchlaufend

besetzten Wachzimmer mit einem Personal-
stand von mindestens 24 Beamten,
erster Wachkommandant (Vollgruppenkom-
mandant) in einem Wachzimmer mit einem
Personalstand von mindestens 18 Beamten,
Kommandant einer Wacheeinheit (mit Aus-
nahme eines Wachzimmers),
Fahrdienstleiter bei der Bundespolizeidirek-
tion Wien in der Marokkaner Kaserne,
Leiter der Diensthundestation bei der Bundes-
polizeidirektion Graz oder Linz,

3. im Kriminaldienst
Leiter einer kriminalpolizeilichen Einheit,
(stellvertretender) Gruppenführer,
Sachbearbeiter oder Referent,

4. im Justizwachdienst
Justizwachkommandant,
unmittelbarer Stellvertreter des Justizwach-
kommandanten bei der Außenstelle Asten
oder Lankowitz,
zweiter Stellvertreter des Justizwachkomman-
danten beim landesgerichtlichen Gefangenen-
haus Innsbruck,
dritter Stellvertreter des Justizwachkomman-
danten bei der Strafvollzugsanstalt Stein,
Abteilungskommandant der Abteilung Straf-
vollzug im kreisgerichtlichen Gefangenenhaus
Korneuburg oder Steyr,
Stellvertreter des Abteilungskommandanten
der Abteilung ,Wachzimmer' im landesge-
richtlichen Gefangenenhaus I Wien oder in
der Strafvollzugsanstalt Stein,
Sachbearbeiter im Strafvollzug beim landesge-
richtlichen Gefangenenhaus Klagenfurt oder
Salzburg,
Leiter der Schuhmacherwerkstätte oder des
Buchbindereibetriebes beim landesgerichtli-
chen Gefangenenhaus I Wien oder bei der
Strafvollzugsanstalt Stein,

5. im Zollwachdienst
Leiter einer Zollwachabteilung,
unmittelbarer Stellvertreter des Leiters einer
Zollwachabteilung mit einem Personalstand
von mindestens 7 Beamten,
zweiter Stellvertreter des Leiters einer Zoll-
wachabteilung mit einem Personalstand von
mindestens 16 Beamten,
Führer einer Abfertigungsgruppe (nicht
jedoch einer Abfertigungs-Nebengruppe).

(3) Den im Abs. 2 angeführten Richtverwendun-
gen sind jene Verwendungen der Verwendungs-
gruppe W 2 gleichzuhalten, denen zumindest glei-
che dienstliche Bedeutung zukommt und bei denen
die mit der Ausübung verbundene Verantwortung
zumindest jenes Maß an Verantwortung erreicht,
das für die Ausübung einer im Abs. 2 angeführten
Richtverwendung erforderlich ist.

(4) Die im Abs. 1 angeführte Dienstzulage ist
auch dann der Bemessung des Ruhegenusses
zugrunde zu legen, wenn sie der Beamte bis zum
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Beginn einer Dienstunfähigkeit bezogen hat, die
für seine Versetzung in den Ruhestand maßgebend
war."

Artikel II

Das BDG 1979, BGBl. Nr. 333, zuletzt geändert
durch Art. III des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 565/1981, wird wie folgt geändert:

Der Z 26 der Anlage 1 wird angefügt:

a) in der Spalte „Verwendung":

„26.8. Lehrer für Werkerziehung an allgemein-
bildenden Pflichtschulen";

b) in der Spalte „Erfordernis":

„Eine Befähigung für Werkerziehung an allge-
meinbildenden Pflichtschulen gemeinsam mit einer
Zusatzprüfung über die Bereiche

a) Gebrauchsgut und Design (Produktgestal-
tung),

b) Wohnen und Umweltgestaltung,
c) Material- und Werkzeugkunde einschließlich

Unfallverhütung."

Artikel III

Das Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBl.
Nr. 86, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 566/1981, wird wie folgt geändert:

1. Im § 38 Abs. 3 entfallen die Worte „oder wird
er wegen Mangels eines Lehrers, der die für seine
Verwendung vorgeschriebene Lehrbefähigung auf-
weist, ohne Nachweis der vorgeschriebenen Lehr-
befähigung aufgenommen,".

2. Dem § 41 Abs. 2 wird angefügt:

„Hiebei ist § 60 a Abs. 1 Z 2 und Abs. 5 des
Gehaltsgesetzes 1956 mit der Maßgabe anzuwen-
den, daß die dort angeführte Erziehertätigkeit nicht
neben einer unterrichtlichen Verwendung ausgeübt
werden muß. Die §§17 und 21 bleiben unberührt."

3. An die Stelle des § 44 a Abs. 6 und 7 treten fol-
gende Bestimmungen:

„(6) Vertragslehrern (Vertragserziehern) des
Entlohnungsschemas II L, die im Ausmaß von min-
destens drei Viertel ihrer Lehrverpflichtung als
Erzieher an Internatsschulen oder Schülerheimen
des Bundes oder an gleichartigen Anstalten verwen-
det werden, gebührt — sofern nicht § 10 Abs. 9
BLVG anzuwenden ist — für die Dauer der Ver-
wendung eine Erzieherzulage. Die Erzieherzulage
beträgt jährlich

in der Entlohnungsgruppe l 1 28 743 S,
in den Entlohnungsgruppen l 2 a 25 389 S,
in den Entlohnungsgruppen l 2b 21 106 S,
in der Entlohnungsgruppe l3 15 854 S.

§ 60 a Abs. 3, 4, 8 und 9 des Gehaltsgesetzes 1956
ist sinngemäß anzuwenden.

(7) Vertragslehrern des Entlohnungsschemas
II L, die zwar nicht in dem im Abs. 6 angeführten
Ausmaß, aber mindestens im Ausmaß von drei Ach-
tel ihrer Lehrverpflichtung als Erzieher an Inter-
natsschulen oder Schülerheimen des Bundes oder
an gleichartigen Anstalten verwendet werden,
gebührt — sofern nicht § 10 Abs. 9 BLVG anzu-
wenden ist — für die Dauer der Verwendung eine
Erzieherzulage im halben Ausmaß der im Abs. 6
angeführten Ansätze. § 60 a Abs. 6 bis 9 des
Gehaltsgesetzes 1956 ist sinngemäß anzuwenden.

(8) Vertragslehrern des Entlohnungsschemas
II L, die mit weniger als dem Ausmaß von drei Ach-
tel ihrer Lehrverpflichtung als Erzieher verwendet
werden, gebührt keine Erzieherzulage."

Artikel IV

Art. IX des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 565/1981
wird wie folgt ergänzt:

1. Dem Abs. 8 wird folgender Satz angefügt:
„Entsprechendes gilt für Beamte der Verwendungs-
gruppe C, die die Dienstklasse IV im Wege der
Zeitvorrückung erreicht haben, in diese Dienst-
klasse jedoch nicht befördert wurden und deren
ruhegenußfähigem Monatsbezug ein Gehalt der
Gehaltsstufe 9 der Dienstklasse IV zugrunde liegt."

2. Folgender Abs. 9 wird angefügt:
„(9) Die durch Art. V Abs. 5 des Bundesgesetzes

BGBl. Nr. 306/1981 neu eingeführte ruhegenußfä-
hige Ergänzungszulage hat keine Änderung des
ruhegenußfähigen Monatsbezuges jener Beamten
des Ruhestandes zur Folge, die vor dem 1. Juli 1981
aus dem Dienststand ausgeschieden sind."

Artikel V

(1) Die Ernennung eines Lehrers für Werkerzie-
hung in die Verwendungsgruppe L 2b 1 kann frü-
hestens mit Wirkung vom 1. September 1983 erfol-
gen, wenn dieser Lehrer die für diese Verwen-
dungsgruppe vorgesehenen Erfordernisse aus-
schließlich nach Z 26.8 der Anlage 1 zum BDG
1979 erfüllt.

(2) Wird ein im Abs. 1 angeführter Lehrer in die
Verwendungsgruppe L 2b 1 ernannt, so gebührt
ihm abweichend von § 55 Abs. 1 des Gehaltsgeset-
zes 1956

1. für die Zeit vom 1. September 1983 bis zum
30. April 1984 das für seine Gehaltsstufe maß-
gebende Gehalt der Verwendungsgruppe
L 2b 1, vermindert um 60 vH des Unter-
schiedsbetrages zwischen dem für ihn in der
Verwendungsgruppe L 2b 1 vorgesehenen
Gehalt und dem Gehalt, das in der gleichen
Gehaltsstufe der Verwendungsgruppe L 3 vor-
gesehen ist;

2. für den Zeitraum vom 1. Mai 1984 bis zum
31. Dezember 1984 das für seine Gehaltsstufe
vorgesehene Gehalt der Verwendungsgruppe
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L 2b 1, vermindert um 30 vH des Unter-
schiedsbetrages zwischen dem für ihn in der
Verwendungsgruppe L 2b 1 vorgesehenen
Gehalt und dem Gehalt, das in der gleichen
Gehaltsstufe der Verwendungsgruppe L 3 vor-
gesehen ist.

Artikel VI

(1) Die Einstufung eines Vertragslehrers für
Werkerziehung in die Entlohnungsgruppe l 2b 1 ist
frühestens mit Wirkung vom 1. September 1983
zulässig, wenn dieser Vertragslehrer die gemäß § 40
Abs. 2 oder § 43 Abs. 2 des Vertragsbedienstetenge-
setzes 1948 auch auf Vertragslehrer der Entloh-
nungsgruppe l 2b 1 anzuwendenden Erfordernisse
der Anlage 1 zum BDG 1979 ausschließlich nach
Z 26.8 dieser Anlage erfüllt.

(2) Wird ein im Abs. 1 angeführter Vertragsleh-
rer des Entlohnungsschemas I L in die Entloh-
nungsgruppe l 2b 1 eingestuft, so gebührt ihm
abweichend vom § 41 des Vertragsbedienstetenge-
setzes 1948, BGBl. Nr. 86,

1. für die Zeit vom 1. September 1983 bis zum
30. April 1984 das für seine Entlohnungsstufe
maßgebende Monatsentgelt der Entlohnungs-
gruppe l 2b 1, vermindert um 60 vH des
Unterschiedsbetrages zwischen dem für ihn in
der Entlohnungsgruppe 1 2b 1 vorgesehenen
Monatsentgelt und dem Monatsentgelt, das in
der gleichen Entlohnungsstufe der Entloh-
nungsgruppe 1 3 vorgesehen ist;

2. für den Zeitraum vom 1. Mai 1984 bis zum
31. Dezember 1984 das für seine Entloh-
nungsstufe vorgesehene Monatsentgelt der
Entlohnungsgruppe l 2b 1, vermindert um
30 vH des Unterschiedsbetrages zwischen
dem für ihn in der Entlohnungsgruppe 1 2b 1
vorgesehenen Monatsentgelt und dem
Monatsentgelt, das in der gleichen Entloh-
nungsstufe der Entlohnungsgruppe 1 3 vorge-
sehen ist.

(3) Wird ein im Abs. 1 angeführter Vertragsleh-
rer des Entlohnungsschemas II L in die Entloh-
nungsgruppe l 2b 1 eingestuft, so gebührt ihm
abweichend vom § 44 des Vertragsbedienstetenge-
setzes 1948 für jede Jahreswochenstunde

1. für die Zeit vom 1. September 1983 bis zum
30. April 1984 die für die Entlohnungsgruppe
1 2b 1 vorgesehene Jahresentlohnung, vermin-
dert um 60 vH des Unterschiedsbetrages zwi-
schen der für die Entlohnungsgruppe 1 2b 1
vorgesehenen Jahresentlohnung und der Jah-
resentlohnung, die für die Entlohnungs-
gruppe 1 3 vorgesehen ist;

2. für die Zeit vom 1. Mai 1984 bis zum
31. Dezember 1984 die für die Entlohnungs-
gruppe 1 2b 1 vorgesehene Jahresentlohnung,
vermindert um 30 vH des Unterschiedsbetra-
ges zwischen der für die Entlohnungsgruppe
l 2b 1 vorgesehenen Jahresentlohnung und

der Jahresentlohnung, die für die Entloh-
nungsgruppe 1 3 vorgesehen ist.

Artikel VII

Sind die Beträge, die sich gemäß Art. V Abs. 2
und gemäß An. VI Abs. 2 und. 3 für die monatli-
chen Bezüge ergeben, nicht durch volle Schillingbe-
träge teilbar, so sind Restbeträge von weniger als
50 g zu vernachlässigen und Restbeträge von 50 g
und mehr auf volle Schillingbeträge aufzurunden.

Artikel VIII

(1) Die Art. II, V und VII sind auf Landeslehrer
(§ 1 des Landeslehrer-Dienstgesetzes, BGBl.
Nr. 265/1962) sinngemäß anzuwenden.

(2) Die Art. II, VI und VII sind auf Landesver-
tragslehrer (§ 1 des Landesvertragslehrergesetzes
1966, BGBl. Nr. 172) sinngemäß anzuwenden.

Artikel IX

Auf die Abhaltung der nach Anlage 1 Z 26.8 zum
BDG 1979 vorgeschriebenen Zusatzprüfung ist das
Bundesgesetz über die Abgeltung von Prüfungstä-
tigkeiten im Bereich des Schulwesens mit Aus-
nahme des Hochschulwesens und über die Entschä-
digung der Mitglieder von Gutachterkommissionen
gemäß § 15 des Schulunterrichtsgesetzes, BGBl.
Nr. 314/1976, mit der Maßgabe anzuwenden, daß
diese Prüfung den in der Anlage I unter Z V lit. e
sublit. bb angeführten Pflichtkolloquien und ver-
pflichtenden Seminarprüfungen gleichzuhalten ist.

Artikel X

(1) Solange geeignete Lehrer, die die gemäß § 40
des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 für ihre
Verwendung vorgeschriebenen Einreihungserfor-
dernisse aufweisen, trotz Ausschreibung der Plan-
stelle nicht gefunden werden, können auch Ver-
tragslehrer aufgenommen werden, die den Nach-
weis der vorgeschriebenen Einreihungsvorausset-
zungen nicht erbringen. Den im ersten Satz ange-
führten Vertragslehrern sind jene Vertragslehrer
gleichzuhalten, die nach dem 31. August 1981 unter
Anwendung der gemäß Art. III Z 1 aufgehobenen
Bestimmung des § 38 Abs. 3 des Vertragsbedienste-
tengesetzes 1948 aufgenommen wurden.

(2) Die gemäß Abs. 1 aufgenommenen Vertrags-
lehrer sind in folgende Entlohnungsgruppen einzu-
reihen:

1. wenn die Verwendung nach § 40 des Ver-
tragsbedienstetengesetzes 1948 für die Ent-
lohnungsgruppe 1 1 — und nicht auch für eine
niedrigere Entlohnungsgruppe — als Einrei-
hungsvoraussetzung vorgeschrieben ist und
der Vertragslehrer außerdem
a) eine abgeschlossene Hochschulbildung

im Sinne des § 35 des Allgemeinen
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Hochschul-Studiengesetzes, BGBl.
Nr. 177/1966, aufweist, in die Entloh-
nungsgruppe 1 1,

b) die Lehramtsprüfung für höhere Schulen
aus mindestens einem Unterrichtsgegen-
stand abgelegt hat, in der •wirtschaftspäd-
agogischen Studienrichtung der sozial-
und wirtschaftswissenschaftlichen Studien
eine approbierte Diplomarbeit aufweist
oder die Einreihungsvoraussetzungen für
die Entlohnungsgruppe 1 2a 2 an einer
anderen Schulart als jener, an der er ver-
wendet werden soll, erfüllt, in die Ent-
lohnungsgruppe l 2a 2,

c) die Einreihungsvoraussetzungen für die
Entlohnungsgruppe l 2a 1 an einer ande-
ren Schulart als jener, an der er verwendet
werden soll, erfüllt, in die Entlohnungs-
gruppe l 2a 1;

2. wenn die Verwendung nach § 40 des Ver-
tragsbedienstetengesetzes 1948 für die Ent-
lohnungsgruppe 1 2a 1 oder eine höhere Ent-
lohnungsgruppe — nicht jedoch für eine nied-
rigere Entlohnungsgruppe — als Einreihungs-
voraussetzung vorgeschrieben ist und der
Vertragslehrer außerdem die Reifeprüfung
einer höheren Schule erfolgreich abgelegt hat,
in die Entlohnungsgruppe l 2b 1;

3. in den übrigen Fällen in die Entlohnungs-
gruppe l 3.

(3) Auf das Dienstverhältnis der gemäß Abs. 1
und 2 aufgenommenen Vertragslehrer findet § 4
Abs. 4 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 keine
Anwendung. Die Vertragslehrer des Entlohnungs-
schemas I L, auf die Abs. 2 anzuwenden ist und die
im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Art. das
40. Lebensjahr vollendet und eine Dienstzeit von
mindestens zehn Jahren zurückgelegt haben, sind
in ein Dienstverhältnis auf unbestimmte Zeit über-
zuleiten; auf diese Dienstverhältnisse ist § 32 Abs. 2
lit. g des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 nicht
anzuwenden.

Artikel XI

Das Bundeslehrer-Lehrverpflichtungsgesetz
(BLVG), BGBl. Nr. 244/1965, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 567/1981, wird
wie folgt geändert:

1. § 2 Abs. 1 erster Satz erhält folgende Fassung:

„Das Ausmaß der Lehrverpflichtung der Lehrer
(Erzieher) beträgt 20 Wochenstunden."

2. § 3 Abs. 1 erster Satz erhält folgende Fassung:

„Das Ausmaß der Lehrverpflichtung der Leiter der
unter § 1 Abs. 1 fallenden Schulen und der Leiter
der Bundeskonvikte vermindert sich je nach der
Zuweisung dieser Schulen und Bundeskonvikte zu
den Dienstzulagengruppen im Sinne des § 57 des
Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54."

3. § 10 erhält folgende Fassung:

„ E i n r e c h n u n g v o n E r z i e h e r t ä t i g -
k e i t e n u n d A u f s i c h t s f ü h r u n g in d i e

L e h r v e r p f l i c h t u n g

§ 10. (1) Die Erziehertätigkeit der Lehrer (Erzie-
her) an Internatsschulen oder Schülerheimen des
Bundes oder an gleichartigen Anstalten ist, soweit
in den folgenden Absätzen nicht anderes bestimmt
wird, je Beschäftigungsstunde in der Woche mit 0,5
Werteinheiten auf die Lehrverpflichtung anzurech-
nen beziehungsweise zu vergüten. Beschäftigungs-
stunde ist eine Stunde, in der der Erzieher nach der
bestehenden Diensteinteilung mit der Betreuung
und Beaufsichtigung von Zöglingen außerhalb der
Zeit des Nachtdienstes (Abs. 3) und der im Abs. 6
angeführten Dienstleistung beauftragt ist und die
nicht durch die Erzieherzulage gemäß § 60 a des
Gehaltsgesetzes 1956 abgegolten wird.

(2) Die Erziehertätigkeit an Sonn- und Feierta-
gen ist abweichend vom Abs. 1 je Beschäftigungs-
stunde in der Woche mit 0,75 Werteinheiten auf die
Lehrverpflichtung anzurechnen beziehungsweise zu
vergüten.

(3) Als Nachtdienst gilt der neunstündige Zeit-
raum, der dem dienstplanmäßigen Wecken der vom
Erzieher zu betreuenden Zöglinge vorangeht. Ein
wöchentlich geleisteter Nachtdienst ist, soweit er
nicht durch die Erzieherzulage gemäß § 60 a des
Gehaltsgesetzes 1956 abgegolten wird, mit 2,25
Werteinheiten auf die Lehrverpflichtung anzurech-
nen beziehungsweise zu vergüten.

(4) Abweichend vom Abs. 3 sind Nachtdienste,
die

1. an einem Sonn- oder Feiertag beginnen und
an einem Werktag enden, mit 2,625 Wertein-
heiten,

2. an einem Werktag beginnen und an einem
Sonn- oder Feiertag enden, mit 3 Werteinhei-
ten,

3. zur Gänze auf Sonn- beziehungsweise Feier-
tage fallen, mit 3,375 Werteinheiten

auf die Lehrverpflichtung anzurechnen beziehungs-
weise zu vergüten.

(5) Für Erzieher am Bundes-Blindeninstitut, am
Bundesinstitut für Gehörlosenbildung und an der
Höheren Technischen Bundeslehranstalt und Bun-
des-Handelsschule Wien V sind die Nachtdienste
mit 150 vH jener Zahl von Werteinheiten auf die
Lehrverpflichtung anzurechnen beziehungsweise zu
vergüten, die im Abs. 3 oder 4 für die betreffende
Art des Nachtdienstes vorgesehen sind.

(6) Wird ein Erzieher während der Unterrichts-
zeit der Zöglinge zur Dienstleistung, während der
er nicht von vornherein mit der Betreuung und
Beaufsichtigung von Zöglingen beauftragt ist, ein-
geteilt, so ist diese Zeit je Stunde in der Woche mit
0,25 Werteinheiten auf die Lehrverpflichtung anzu-
rechnen beziehungsweise zu vergüten.
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(7) Für, Lehrer ist nach Möglichkeit neben ihrer
Erziehertätigkeit eine unterrichtliche Verwendung
vorzusehen, wenn sie hiefür die entsprechenden
Ernennungserfordernisse erfüllen.

(8) § 2 Abs. 8 ist mit der Maßgabe anzuwenden,
daß für die Berechnung des vollen Ausmaßes der
Lehrverpflichtung neben der Unterrichtserteilung
auch jene Erziehertätigkeit heranzuziehen ist, die
nicht durch die Erzieherzulage nach § 60 a des
Gehaltsgesetzes 1956 abgegolten wird.

(9) Die Aufsichtsführung an Tagesschulheimen,
offenen Studiersälen und ähnlichen Einrichtungen
ist für je zwei tatsächlich gehaltene Stunden als eine
Unterrichtsstunde der Lehrverpflichtungsgruppe III
auf die Lehrverpflichtung anzurechnen.

(10) Inwieweit Nebenleistungen, die vom Erzie-
her außerhalb der gemäß Abs. 1 bis 7 und 9
genannten Leistungen und außerhalb der durch die
Erzieherzulage gemäß § 60 a des Gehaltsgesetzes
1956 abgegoltenen Leistungen erbracht werden, in
die Lehrverpflichtung eingerechnet werden, hat der
zuständige Bundesminister im Einvernehmen mit

dem Bundeskanzler und dem Bundesminister für
Finanzen unter Bedachtnahme auf die daraus
erwachsende zusätzliche Belastung des Erziehers
im Vergleich zu den im § 9 angeführten Leistungen
allgemein durch Verordnung oder im Einzelfall zu
bestimmen."

Artikel XII

(1) Es treten in Kraft:
1. Art. IV mit 1. Juli 1981,
2. Art. I Z 1 bis 3, Art. III Z 1 und Art. X mit

1. September 1981,
3. Art. I Z 5 mit 1. Oktober 1982,
4. Art. I Z 4, Art. III Z 2 und 3 und Art. XI mit

1. Jänner 1983,
5. Art. II und V bis VIII mit 1. September 1983.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundeskanzler, in Angelegenheiten jedoch,
die nur den Wirkungsbereich eines Bundesministers
betreffen, dieser Bundesminister betraut.

Kirchschläger
Kreisky



1818


